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Einleitung
Eines Tages könnte unter der Überschrift: "Grundeinkommen ohne Arbeit" fol­
gende Meldung in der Zeitung stehen:

"Bonn. Mit knapper Mehrheit beschloß gestern der Deutsche Bun­
destag die Einführung eines Grundeinkommens für alle. Kurz vor 
Fristablauf am 1.1.1996 wird damit nicht nur einem Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts zur Steuerfreiheit des Existenzminimums 
entsprochen, sondern auch eine tiefgreifende Innovation in das Sy­
stem sozialer Sicherheit eingefiihrt. Alle erwachsenen Bürgerinnen 
und Bürger erhalten ab dem 1. Januar nächsten Jahres ein festes 
Einkommen in Höhe von 1000 DM im Monat, Kinder und Jugend­
liche bekommen die Hälfte. Dieser Betrag wird von der Lohn- oder 
Einkommenssteuerschuld abgezogen und, wenn das Ergebnis nega­
tiv wird, von den Finanzämtern als negative Einkommenssteuer 
ausbezahlt. Zum Ausgleich fallen die Grund- und Kinderfreibeträge 
weg, und zusätzliches Einkommen wird von Anfang an mit 50%, 
bei höheren Einkommen sogar mit 60 bzw. 65% besteuert. Dafür 
entfallen die Beiträge zur Renten- Kranken- und Arbeitslosenversi­
cherung. Sozialhilfe, Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, Erzie­
hungsgeld, Kindergeld und ähnliche Leistungen können sofort, das 
herkömmliche System der Altersversorgung nach Ablauf einer 
Übergangszeit abgeschafft werden. Durch die dadurch erzielten 
Vereinfachungen dürften erhebliche Verwaltungskosten eingespart 
werden. Wer freilich eine Rente beziehen möchte, die über dem 
Grundeinkommen liegt, wird zukünftig dafür privat Vorsorge tref­
fen müssen."

Diese fingierte Zeitungsmeldung erscheint uns heute noch als utopisch. Wie sollte 
so etwas politisch durchgesetzt und finanziert werden? Würde dann überhaupt 
noch jemand arbeiten? Der Kuchen, der verteilt werden soll, muß ja zuvor gebak- 
ken werden. Und schließlich: wäre eine solch massive sozialstaatliche Alimentie- 
rung überhaupt wünschenswert?
Der Vorschlag eines allgemeinen Grundeinkommens wird seit etwa 25 Jahren 
diskutiert. Erste Anregungen kamen unter dem Stichwort "Negative Einkommen­
steuer" in den sechziger Jahren von Milton Friedman^, wurden dann in Deutsch­
land von Ralf Dahrendorf2 unter dem Stichwort "Bürgergeld" aufgegriffen. Auch 
Kurt Biedenkopf gestand hinsichtlich einer stärkeren Abkoppelung der Soziallei­

1 vgl. dt. Friedman, Milton (1971).
2 Dahrendorf, Ralf (1987), 147-160.
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stungen vom Erwerbseinkommen Reformbedarf zu.^ In den achtziger Jahren 
wurde das Grundeinkommen als Allheilmittel der Beseitigung von Armut und der 
Vereinfachung des Steuer- und Transferleistungssystems von den einen propagiert 
und von den anderen bekämpft.4 Die Grünen sahen in ihm sogar ein Mittel zur 
Förderung alternativer Konzepte und damit eines weitergehenden Umbaus der 
Wirtschaft5, während SPD und Gewerkschaften in ihm die Gefahr einer sozial­
romantisch motivierten Abschaffung des Sozialstaates erblickten.6 In dieser Zeit 
wurde es aber auch von zwei Vertretern der Christlichen Sozialwissenschaft mas­
siv befürwortet.7 Nach der Vereinigung erhielt die Diskussion um eine Mindestsi­
cherung dadurch wieder Auftrieb, daß in der ehemaligen DDR niedrige Renten 
durch einen "Sozialzuschlag" auf den Mindestbetrag von DM 544,50 aufgestockt 
wurden. Neben anderen forderten die Grünen die Einführung eines solchen Sy­
stems einer Mindestrente auch in Westdeutschland.8 Die Rentenreform 1992 
kommt trotz der Verlängerung der Regelung zur "Rente nach Mindesteinkom­
men" faktisch einer Entscheidung gegen Grundrentenkonzepte gleich. Inzwischen 
erlebt das Modell eines allgemeinen Grundeinkommens im Zusammenhang der 
Diskussionen um den notwendigen Umbau des Sozialstaates und die vom Bun­
desverfassungsgericht mit Beschluß vom 25.9.1992 geforderte Steuerfreistellung 
des Existenzminimums (ab 1.1.1996) eine gewisse Renaissance.9 Dabei war es in 
erster Linie die FDP, die die Idee eines Bürgergeldes im Wahlkampf 1994 wieder 
in die politische Diskussion einspeiste10, sich damit aber in den Koalitionsver­

5 Biedenkopf, Kurt (1984).
4 Die sogenannte Transfer-Enquete-Kommission stellte 1981 nur geringen Reformbedarf 

des Systems sozialer Sicherung der Bundesrepublik fest. Trotzdem kamen angesichts an­
haltend hoher Arbeitslosenzahlen die Auseinandersetzungen nicht zur Ruhe. Gute Über­
blicke über den Diskussionsstand der 80er Jahre geben: Kreß, Ulrike (1987); Gretsch- 
mann, Klaus u.a. (1989), 148-230; Wolf, Jürgen (1991); Opielka, Michael/Vobruba, 
Georg (Hrsg.) (1986); Mitschke, Joachim (1985); Wegner, Eckhard (1985); Mindest­
einkommen (1985); Vobruba, Georg (1987); Klanberg, Frank/Prinz, Aloys (Hrsg.) 
(1988); Opielka, Michael/Zander, Margherita (Hrsg.) (1988).

5 Vgl. Opielka, Michael (1984); Die Grünen (1986); Schmid, Thomas (Hrsg.) (1984); 
Huber, Joseph (1984) u. (1985).

6 Vgl. beispielsweise Glotz, Peter (1986).
7 Büchele, Herwig/Wohlgenannt, Lieselotte (1985) u. (1990). Auch eine Arbeitsgruppe 

des Bundesverbandes der KAB hat sich zwischen 1987 und 1990 intensiv mit dem 
Thema befaßt und ein sehr detailliertes "Diskussionspapier" vorgelegt: Bundesvorstand 
der Katholischen Arbeitnehmerbewegung (KAB) (Hrsg.) o.J. [1990].

8 Vgl. Ruland, Franz/Rahn, Monika (1991).
9 Vgl. besonders: Spermann, Alexander (1994); Bäcker, Gerhard (1993) u. (1994); 

Mirbach, Thomas (1993), 82-92.
10 Vgl. ihr Wahlprogramm 1994 "Liberal denken, Leistung wählen": Freie Demokratische 

Partei (F.D.P.) (1994), 81-85.
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Handlungen nicht durchsetzen konnte, obwohl es auch in der CDU Befürworter 
einer Integration von Steuer- und Sozialleistungssystem über ein Bürgergeld 
gibt.11 Die Grünen hatten sich inzwischen stärker der auch von der SPD favori­
sierten "bedarfsorientierten Grundsicherung"12 zugewandt. Seine Faszination be­
zieht das Konzept des allgemeinen Grundeinkommens aus der mit ihm verbunde­
nen Hoffnung, durch ein neues System "aus einem Guß" sowohl die ausufemden 
Finanz- und Sozialstaatsbürokratien mit ihrer besonders für die Armen nachteili­
gen, extremen Unübersichtlichkeit13 abbauen zu können, wie auch gleichzeitig 
die meisten Armutsprobleme zu beseitigen, ohne dabei jedoch die Leistungsanrei­
ze auf der Seite der Unternehmen und der Arbeitnehmer zu mindern.14

11 Vgl. Wirtschaftsvereinigung der CDU (Hrsg.) (1993) und den Bericht über die dort do­
kumentierte Tagung in: Soziale Ordnung 46(1993)6, 7.

12 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen (1993).
13 Die Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft versendet auf Anfrage eine Liste von 

insgesamt 152 verschiedenen Sozialleistungen vom BAFÖG bis hin zu besonderen Hilfen 
für Seeleute, für die nicht weniger als 37 unterschiedliche Behörden zuständig sind.

14 Vgl. Wegner, Eckhard (1985).
13 Vgl. Vobruba, Georg (1984).

Habermas, Jürgen (1985), 157.

Ich werde in meiner folgenden Skizze zu begründen versuchen, daß ein solches 
Grundeinkommen zur marktwirtschaftlichen Ordnung kompatibel, finanzierbar 
und moralisch begründbar wäre. Deshalb müßte es schließlich auch politisch 
durchsetzbar sein. Ich gehe dabei in folgenden drei Schritten vor. Erstens zeige 
ich die Funktionalität und moralische Notwendigkeit des Sozialstaates überhaupt 
auf, zweitens skizziere ich die wichtigsten Ursachen der Krise des bisherigen Sy­
stems sozialer Sicherheit, um daraus dann drittens verschiedene Konzepte des 
Grundeinkommens als mögliche Beiträge zur Bewältigung dieser Krise plausibel 
zu machen - wofür es notwendig ist, deren Vor- und Nachteile abzuwägen.

1. Normative und funktionale Begründung des Sozialstaates
Schon Mitte der 70er Jahre setzte eine massive Sozialstaatskritik ein, die sich 
nach der "Bonner Wende", dem Beginn der Regierungszeit von Helmut Kohl 
1982, noch verstärkte. Der Sozialstaat sei zu teuer, lade zum Mißbrauch ein, zer­
störe die Leistungsbereitschaft, bremse damit die marktwirtschaftliche Dynamik 
und gefährde den Wirtschaftsstandort Deutschland.15 Dabei wird die Sozial­
staatskritik nicht nur von konservativer Seite getragen. Aus "emanzipatorischer" 
Sicht wird beklagt, er entmündige das Sozialstaatsklientel, wirke sich insbeson­
dere zum Nachteil von Frauen aus und produziere ineffektive und unbewegliche 
Bürokratien. Jürgen Habermas konstatierte schon 1985 ein Erschöpfen der durch 
die arbeitsgesellschaftliche Utopie gegebenen Energien: "Die Sozialstaatsentwick­
lung ist in eine Sackgasse geraten."1” Denn es genügt nicht mehr, daß ein inter­
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ventionistischer Staat den kapitalistischen Wirtschaftsprozeß sozial temperiert; 
dieser Staat muß auch selbst, gerade in der disziplinierenden Macht (Michel 
Foucault) wohlfahrtsstaatlicher "Fürsorge" kontrolliert werden. Nach dem 
"Zusammenbruch des Sozialismus" in Osteuropa, den viele als "Sieg des Kapita­
lismus" feierten - obwohl dieser doch eigentlich nur "übriggeblieben" ist -, konnte 
man den Eindruck gewinnen, daß die Kritik an den "Auswüchsen" des Sozial­
staats in eine radikale Infragestellung seines Prinzips umschlug, so als wäre mit 
dem Fall der Mauer auch der Zwang entfallen, diesem Kapitalismus noch ein 
menschliches Antlitz zu geben. Unmittelbar nach der letzten Bundestagswahl im 
Oktober 1994, als der Wahlsieg der Koalition nicht mehr zu gefährden war, 
ließen der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstages, Hans Peter Stihl, 
und Arbeitgeberpräsident Klaus Murmann die Katze aus dem Sack: Sie forderten 
einen Umbau, sprich: Abbau des Sozialstaates ohne Tabus. Norbert Blüm, um 
griffige Formulierungen ja nie verlegen, warf ihnen daraufhin vor, den Sozialstaat 
zu ruinieren und selbst zum Standortrisiko zu werden. Er titulierte sie als 
"Maulhelden", die erst einmal vor der eigenen Tür kehren sollten, bevor sie ande­
ren die Schuld gäben. Die Arbeitgeber würden schließlich selbst die Kosten in die 
Höhe treiben, indem sie betriebsinteme Strukturprobleme auf Kosten der Solidar­
gemeinschaft lösten. 17
Solch ein spektakulärer Schlagabtausch stellt natürlich nur die polemische Spitze 
der aktuellen Sozialstaatsdiskussion dar, die durch die Notwendigkeit der sozialen 
Abfederung des Übergangs vom Sozialismus zur Marktwirtschaft in den Neuen 
Bundesländern, durch die Kostenbelastung der Vereinigung, anhaltend hohe Mas­
senarbeitslosigkeit (bei gleichzeitig wieder steigendem Wachstum), die "Stand- 
ortdiskussion" und nicht zuletzt die Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts zur 
Steuerfreistellung des Existenzminimums geprägt ist. Auch im Konsulta­
tionspapier der Kirchen "Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland" 
hat sie ihren Niederschlag gefunden. Dieses Papier erinnert daran, daß nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Deutschland ein sehr breiter Konsens darüber bestanden 
habe, daß der Kapitalismus sozial abgefedert und die Marktwirtschaft zu einer 
"sozialen Marktwirtschaft" ausgebaut werden müsse. Nach dem Grundgesetz ist 
Deutschland gleichwertig als demokratischer und sozialer Bundesstaat (Artikel 
20(1) und 28(1) Grundgesetz) zu gestalten. 19 Dieser Konsens scheint heute 
zerbrochen und angesichts veränderter Ethosformen in der "Erlebnisgesellschaft" 
nicht ohne weiteres wiederherstellbar. Solidarität ist zu einem Mythos geworden, 
"fragwürdig als Interpretationsformel für vergangene Tage der Arbeiterbewegung,

17 Süddeutsche Zeitung, 28.12.1994.
18 Zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland (1994), v.a. Nr. 68 u. Nr. 120- 

126. In Nr. 72 wird sogar explizit "soziale Sicherheit in einem ein menschenwürdiges Le­
ben gewährleistenden Mindestumfang für alle" gefordert.

1$ Vgl. Blanke, Thomas (1990).
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untauglich als Maxime für die Bewältigung kommender Aufgaben, unecht als 
vorgebliches Gefühlsklima linker Gegenwart. "20 Trotzdem sollen im folgenden 
die wichtigsten Argumente für eine sozialstaatliche Ergänzung der Markt­
wirtschaft zumindest kurz genannt werden.
a) Natürlich hat der viel zitierte "Zusammenbruch des realexistierenden Sozialis­
mus" noch einmal deutlich gemacht, was auch vorher eigentlich schon klar war: 
"Komplexe Gesellschaften können sich nicht reproduzieren, wenn sie nicht die 
Logik der Selbststeuerung einer über Märkte regulierten Wirtschaft intakt las­
sen. "21 Eine direkte Koordination der Aktivitäten der Wirtschaftssubjekte über 
einen zentralen Plan ist viel zu schwerfällig, zu bürokratisch und zu anfällig für 
totalitäre Herrschaft, als daß die erwarteten Vorteile größerer Gerechtigkeit und 
bewußterer Zukunftsplanung zur Geltung kommen könnten. Die Flexibilität und 
Dynamik des Marktes beinhaltet aber auch Risiken für die an diesem System Be-1 
teiligten. Denn unrentable Unternehmen müssen in Konkurs gehen, veraltete In­
dustrien müssen dem Strukturwandel zum Opfer fallen, die Herstellung von Pro­
dukten, die sich auf dem Markt nicht behaupten können, muß eingestellt werden. 
In diesem Prozeß "schöpferischer Zerstörung" (Joseph Alois Schumpeter), besteht 
ja gerade die Funktionsweise und der Vorteil des Marktes. Eingriffe in Form von 
Subventionen für künstliche Bestandserhaltung von eigentlich nicht mehr konkur­
renzfähigen Betrieben erweisen sich meist als zumindest langfristig schädlich für 
die Allgemeinheit - so schmerzlich sie für die unmittelbar Betroffenen auch sein 
mögen 22 Unter Umständen wird dabei unter Inkaufnahme ökologischer Bela­
stungen und zum Nachteil der Konkurrenten aus Dritte-Welt-Ländem eine Pro­
duktion an der Nachfrage vorbei künstlich aufrechterhalten und die Faktoralloka­
tion wird verfälscht; Sachkapital, Geldkapital und Humankapital werden gebun­
den, obwohl sie an anderer Stelle weit effektiver eingesetzt werden könnten. Da­
durch werden Zukunftschancen verspielt. Wenn aber um der Aufrechterhaltung 
der Funktion des Marktes willen solche Subventionen jedenfalls im Prinzip abzu­
lehnen sind, dann müssen die Risiken des Marktes für Einzelne oder ganze Re­
gionen wirksam sozial abgesichert werden, sonst verweigern die Betroffenen ihre 
Zustimmung zu diesem System.
Wie anhand der bekannten "Theorie der Gerechtigkeit" von John Rawls gezeigt 
werden kann, darf eine kapitalistische Marktwirtschaft ohne sozialstaatliche Er­
gänzung nicht das Prädikat "gerecht" beanspruchend im Gedankenexperiment 
von Rawls legen die Mitglieder einer Gesellschaft die Grundregeln ihres Zusam­
menlebens in einer Anfangssituation unter dem "Schleier des Nichtwissens" fest, 
d.h. ohne zu wissen, welche Position sie in der späteren Gesellschaft einnehmen 
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20 Vgl. Schulze, Gerhard (1994).
21 Habermas, Jürgen (1990), 197.
22 Vgl. Hedden, Reinhard/Hindrichs, Wolfgang/Mäulen, Claus (1994).
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würden, ob sie beispielsweise ein vom Strukturwandel betroffener Bergmann, eine 
Abteilungsleiterin eines großen Elektronikkonzems, ein Bundestagsabgeordneter 
oder ein katholischer Bischof sein würden. Unter diesem Schleier des Nichtwis­
sens käme sicherlich kein Konsens über die Einführung der Institutionen des Pri­
vateigentums und des Marktes zustande, wenn nicht für alle, die in diesem Markt 
scheitern, mindestens ein menschenwürdiges Leben auf der Basis von garantierten 
sozialstaatlichen Leistungen gewährleistet wäre.
b) Darüber hinaus läßt sich aber zeigen, daß sozialpolitische Maßnahmen nicht 
nur die sonst inakzeptablen individuellen Risiken der kapitalistischen Wirt­
schaftsweise abfangen, sondern die wirtschaftliche Dynamik selbst absichem.24 
Ohne die antizyklisch, also in Konjunkturtälem, ausgezahlten höheren Soziallei­
stungen, wären wirtschaftliche Einbrüche sehr viel ausgeprägter, würden die Vor­
aussetzungen eines wirtschaftlichen Wiederaufschwungs gefährdet und unter 
Umständen sogar wertvolles Humankapital vernichtet. Schließlich trug die durch 
Sozialpolitik und die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften herbeigefiihrte 
Massenkaufkraft erheblich zum binnenmarktorientierten langfristigen Wirt­
schaftswachstum bei. Hohe Löhne und Sozialleistungen zwangen die Wirtschaft 
zu technischen Innovationen, die die Grundlage für das enorme Produktivitäts­
wachstum der letzten Jahrzehnte und damit für unseren heutigen Wohlstand leg­
ten. "Wenn der Kapitalismus als eine dezentral organisierte 'anarchische' Wirt­
schaftsweise nicht an den in ihm angelegten Widersprüchen - vor allem am Wi­
derspruch zwischen Überakkumulation und Unterkonsumption - zerbrechen soll, 
bedarf er paradoxerweise einer Selbststabilisierung solcher politisch organisierter 
und durchsetzungsfähiger Gegenkräfte. "2$ Prinzipiell ist also der Sozialstaat ein 
Vorteil für alle Beteiligten, nicht nur für die Empfänger von Sozialleistungen. Er 
ist "institutionelle Voraussetzung von Modernität in einer dynamischen kapitali­
stischen Gesellschaft. Nicht umsonst wird von gewerkschaftsnahen Sozialwis- 
senschaftlem immer wieder betont, Sozialstaatlichkeit sei eben auch ein wichtiger 
Standortvorteil der Bundesrepublik Deutschland. 27
c) Ralf Dahrendorf begründet schließlich im Einklang mit vertragstheoretischen 
Konzepten ein solches Grund- oder Bürgereinkommen aus dem demokratischen 
Selbstverständnis unserer Gesellschaft. Die "Souveränität des Volkes", mit ande­
ren Worten, die effektive Partizipation aller Bürgerinnen und Bürger an der poli­
tischen Willensbildung, setzt nicht nur voraus, daß diese bestimmte Partizipati­
onsrechte wie etwa ein Wahlrecht und das Recht auf freie Meinungsäußerung, 
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24 Zur Theorie der ökonomischen Effekte des Sozialstaates vgl. grundlegend Molitor, 
Bruno (1987), 205-216.

25 Senghaas, Dieter (1994), 147, unter Berufung auf die Arbeiten von Hartmut Elsenhans.
26 Bäcker, Gerhard (1993), 832. Darin liegt auch der Ansatz für eine institutionenökono­

mische Begründung des Sozialstaats: Kleinhenz, Gerhard (1989).
27 Vgl. z. B. Solidarität am Standort Deutschland (1994).



oder gewisse Abwehrrechte gegen Übergriffe staatlicher Instanzen haben. Sie 
müssen auch die materielle Grundausstattung zugestanden bekommen, um diese 
Rechte überhaupt wahmehmen zu können. "Wenn es nicht zu den Grundrechten 
jedes Bürgers gehört, daß eine materielle Lebensgrundlage garantiert wird, dann 
zerfällt die Staatsbürgergesellschaft. Anders gesagt, zur Definition des gemeinsa­
men Fußbodens, auf dem alle stehen, ist in der Tat die Entkoppelung des Ein­
kommens von der Arbeit nötig. [...] Das garantierte Mindesteinkommen ist so 
notwendig wie die übrigen Bürgenechte, also die Gleichheit vor dem Gesetz oder 
das allgemeine, gleiche Wahlrecht."^
d) In der Christlichen Sozialethik würde man - übrigens ebenfalls kompatibel zur 
vertragstheoretischen Argumentation - von der traditionellen Lehre der universel­
len Bestimmung der von Gott für alle Menschen geschaffenen Güter dieser Erde 
ausgehen. Johannes Paul II. hat dieses Prinzip, das im Grunde nur ein Korrollar 
des Solidaritätsprinzips auf der Ebene der materiellen Grundbedürfnisse der Men­
schen darstellt, in seiner Enzyklika Centesimus Annus von 1991 erneut einge­
schärft (CA Nr. 30-51). Die gesellschaftlichen, von Menschen hervorgebrachten 
Institutionen des Privateigentums und des Marktes sind von dieser Gemeinwid­
mung her abzuleiten. Sie dienen der effektiven Verwaltung und optimalen Allo­
kation, d.h. der besten Kombination im Einsatz dieser für alle Menschen be­
stimmten, immer knappen Güter. Wenn das Wirtschaftssystem dazu führt, daß 
Menschen von der Nutzung notwendiger Güter ausgeschlossen werden, ist das 
Solidaritätsprinzip verletzt, die Sozialpflichtigkeit des Eigentums wird virulent 
und erfordert entweder eine entsprechende Reintegration dieser von der primären 
Einkommensverteilung am Markt Ausgeschlossenen oder ihre soziale Abfederung 
über eine sekundäre Einkommensverteilung, - oder erlaubt im Extremfall die 
Wegnahme fremden Eigentums, um das eigene Überleben zu sichern: Mundraub. 
Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten: Soziale Temperierung des Kapitalis­
mus - um eine Formel von Oswald von Nell-Breuning zu gebrauchen - ist mora­
lisch geboten, ist aber gleichzeitig nicht kontraproduktiv für das System markt­
wirtschaftlicher Koordination. Im Gegenteil, ohne sozialstaatliche Ergänzung der 
Marktwirtschaft und ohne politisch gesetzte Rahmenbedingungen des Marktes 
würde der Kapitalismus an seinen inhärenten Widersprüchen scheitern.

2. Zur Krise des bisherigen Systems sozialer Sicherheit in Deutschland
Die prinzipielle Anerkennung der Notwendigkeit des Sozialstaates bedeutet nun 
natürlich nicht ein blindes Plädoyer für das etablierte Sozialstaatssystem in 
Deutschland. Denn dieses steckt tatsächlich in einer tiefen Krise, die man von

Dahrendorf, Ralf (1987), 157; ähnlich argumentieren Preuß, Ulrich K. (1990); Dahms, 
Harry F. (1992) und Bäcker, Gerhard (1993), 837, letzterer allerdings mit Blick auf eine 
bedarfsorientierte Mindestsicherung.
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zwei Seiten her betrachten kann: von der "Output-Seite" des Systems, also von 
den unübersehbaren Mängeln der sozialen Leistungen her, oder von der "Input- 
Seite", den Problemen seiner Finanzierung her.

a) Die Output-Seite:
Immer mehr Menschen fallen durch das soziale Netz. Ein Indikator dafür ist die 
dramatische Zunahme der Sozialhilfeempfänger. Als unterste Ebene eines mehr­
stufigen Netzes ist die Sozialhilfe für diejenigen Menschen gedacht, die weder 
von eigenem Einkommen oder Vermögen, noch von selbst erworbenen Soziallei­
stungsansprüchen leben können. Sie stellt somit - allerdings in sehr unvollkom­
mener Weise - bereits ein rudimentäres System sozialer Mindestsicherung dar. 
Die Zahl der Empfänger der sogenannten "Laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt" 
ist von 851.000 im Jahre 1980 dramatisch auf 1,772 Millionen 1990 gestiegen. 
1992 betrug diese Zahl in Gesamtdeutschland 2,339 Millionen.2$ Die Hauptursa­
che des Bezugs von Sozialhilfe ist Arbeitslosigkeit. Viele eigentlich Berechtigte 
nehmen die Sozialhilfe aus Scham oder falschem Stolz gar nicht in Anspruch. 
Außerdem ist sie so niedrig, daß durch sie Armut nicht wirklich beseitigt wird. 
Nach dem Armutsbericht des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Paritäti­
schen Wohlfahrtsverbandes vom Februar 1994 lebten 1992 10,1% der Bevölke­
rung in Deutschland oder 8 Millionen Menschen in Einkommensarmut3®, d.h. sie 
hatten weniger zur Verfügung als 50% des durchschnittlichen bedarfsgewichteten 
Haushaltsnettoeinkommens, nämlich weniger als 806,- DM monatlich.33. Dazu 
gehören vor allem ältere Frauen, die von einer niedrigen Witwenrente leben müs­
sen, Alleinerziehende mit Kindern und komplette Familien ab drei und mehr 
Kindern. Kinder stellen in Deutschland statistisch gesehen ein besonderes Verar­
mungsrisiko dar. in den Neuen Bundesländern vollzieht sich in den letzten Jah­
ren ein gewisser Normalisierungsprozeß: Im Durchschnitt gleicht sich das Ein­
kommen allmählich an westdeutsche Niveaus an. Zugleich kommt es aber eben 
auch zur "Herausbildung einer Armutspopulation 'nach westdeutschem Mu­
ster'".33

30 Hanesch, Walter u.a. (1994), 35.
31 Hanesch, Walter u.a. (1994), 128-137.
32 Hanesch, Walter u.a. (1994), 38. Vor allem in den Neuen Bundesländern betrug die 

Quote der mehrfach Unterversorgten "bei Paaren mit zwei Kindern 15,9 und bei Paaren 
mit drei und mehr Kindern sogar 40,2 Prozent!" (ebd.)

33 Hanesch, Walter u.a. (1994), 36.

Die Sozialpolitik der letzten Jahre hat diese Verarmungstendenzen nicht aufge­
fangen, sondern verstärkt: "Beginnend mit der Reduktionspolitik ab Anfang der 
80er Jahre ist durch Kombination von Leistungskürzungen, Absenkungen der 
Leistungssätze, Verschärfung und Differenzierung von Anspruchsvoraussetzun-

2$ Statistisches Jahrbuch 1994,498. Vgl. Süddeutsche Zeitung, 23.11.1994. 
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gen sowie Veränderung von Leistungstatbeständen und -bedingungen der Aus­
grenzungsprozeß aus dem Schutzbereich der Sozialversicherung forciert worden. 
Die mit dem Sparpaket 1994 von der Bundesregierung vorgenommenen Ein­
schnitte im AFG [Arbeitsförderungsgesetz] setzen hier einen weiteren Markstein. 
Durch die Maßnahmen wie Absenkung der Leistungssätze von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Kurzarbeitergeld, Begrenzung des Bezugs von originärer Ar­
beitslosenhilfe auf maximal ein Jahr werden mehr Arbeitslose in die Sozialhilfe­
bedürftigkeit gedrängt."-54 Das entscheidende Problem des bestehenden Sozialver­
sicherungssystems liegt jedoch darin, daß der Erwerb von Leistungsansprüchen an 
Bedingungen geknüpft wird, die immer weniger Menschen erfüllen: sie müssen 
kontinuierlich, d.h. ohne längere Ausfallzeiten durch Krankheit oder Arbeitslo­
sigkeit, in einem beitragspflichtigen Beschäftigungsverhältnis mit nicht zu niedri­
gem Einkommen stehen, um Leistungsansprüche zu erwerben, die ein Auskom­
men oberhalb der Armutsgrenze gewährleisten. Wer nach dem Schulabschluß 
oder dem Studium sofort eine reguläre Vollzeitstelle bekommt und ohne längere 
Unterbrechung bis zu seinem 65. Lebensjahr arbeitet, ist natürlich auch im Alter 
optimal abgesichert. Wer jedoch - wie die meisten Frauen - zeitweise aussetzt oder 
Teilzeit arbeitet, wer längere Zeit arbeitslos ist oder sich mit prekären, nicht-ver- 
sicherungspflichtigen Jobs über Wasser hält, wer womöglich nach dem Schulab­
schluß keine Arbeit findet und deshalb gar keine Ansprüche erwerben kann, der - 
oder häufiger: die - fällt sehr schnell aus dem Netz heraus oder kommt nie hinein. 
Diese Personen sind dann auf die stigmatisierende Sozialhilfe mit ihrer oft will­
kürlichen und undurchsichtigen Bewilligungspraxis seitens der zuständigen Städ­
te und Gemeinden angewiesen - oder auf die Unterstützung durch Eltern, Ge­
schwister oder Kinder, die ja in diesem Fall nach dem Subsidiaritätsprinzip der 
Sozialhilfe mit herangezogen werden. Durch die Begrenzung der Regelsatzanpas­
sung der Sozialhilfe auf die Nettolohnentwicklung bis Mitte 1996 und die Ver­
schärfung des Lohnabstandsgebotes kann die Sozialhilfe immer weniger ein Ab­
sinken unter die Armutsschwelle verhindern.
Dadurch, daß das bestehende Sozialversicherungssystem an das "Normalarbeits- 
verhältnis" bzw. die "Normalerwerbsbiographie"33 und die traditionelle männ-

33 Vgl. Mückenberger, Ulrich/Offe, Claus/Ostner, Dona (1989); Mückenberger, Ulrich 
(1990); Vobruba, Georg (1990). Mit der Aussage, das bisherige System sozialer Siche­
rung bleibe auf die Lohnarbeit fixiert, ist nur gemeint, daß die Ansprüche auf Soziallei­
stungen über die erbrachten Leistungen in der Erwerbsarbeit zugeteilt werden. 
Selbstverständlich ist auch und gerade dieses bisherige System gleichzeitig darauf 
angewiesen, daß Frauen sich um Haushalt und Kinder kümmern und so dem Mann die 
"Normaler-werbsbiographie" überhaupt ermöglichen. Insofern ist das System bezüglich 
der Zurech-nung von Leistungen zwar "lohnarbeitsbezogen", hinsichtlich seiner 
Funktionsbedin-gungen aber "familienarbeitsbezogen". Daß die "Normalbiographie" von

34 Bäcker, Gerhard (1994), 363.
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liehe Rolle gebunden bleibt, werden Verhältnisse vorausgesetzt, die heute und in 
Zukunft nur noch eine Fiktion sind. Unter den derzeit 3,546 Millionen 
Arbeitslosen erhalten 754.433 keine Unterstützung vom Arbeitsamt.^ Im 
September 1993 waren in den alten Bundesländern über 25%, in den neuen Län­
dern sogar über 30% der Arbeitslosen schon länger als zwei Jahre ohne Arbeit. 
Nichts spricht dafür, daß sich unsere Gesellschaft so entwickeln könnte, daß die 
traditionelle Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern und Vollbeschäftigung 
(von Männern) wieder "normal" würden. In den letzten 20 Jahren hat jede Kon­
junkturkrise zu einem Anstieg der Sockelarbeitslosigkeit geführt: 1975 auf über 
eine Million, 1983 auf über zwei Millionen und 1993 auf über drei Millionen. 
Weder das derzeitig in Gang gekommene wirtschaftliche Wachstum noch der de­
mographische Wandel werden nach den einschlägigen Arbeitsmarktprognosen in 
der nächsten Zeit daran etwas ändern.
Hinzu kommen noch tiefergreifende gesellschaftliche Entwicklungen wie sie bei­
spielsweise von den Soziologen Ulrich Beck37 und Gerhard Schulze3 $ analysiert 
wurden: die Individualisierung und Pluralisierung der Lebensformen, die zuneh­
mend stärkere Abweichungen vom "ideellen Normalarbeiter" mit sich bringen 
werden. Die Erwerbsarbeit wird in Zukunft sehr wahrscheinlich nicht mehr der 
vorrangige Bezugs- und Mittelpunkt des Lebens sein.3 $ Ob wir damit der Ein­
schätzung von André Gorz entsprechend bereits am Ende der Arbeitsgesellschaft 
stehen40, oder, wie Joseph Huber meint, am Beginn einer dualen Wirtschaft4!, ist 
sicherlich nicht eindeutig zu klären. Aber es spricht tatsächlich sehr viel dafür, 
daß weitere technologisch bedingte Produktivitätsfortschritte, wachsende interna­
tionale Arbeitsteilung mit Produktionsverlagerungen in die Schwellenländer und 
nicht zuletzt ökologische Zwänge unser Verhältnis zur Arbeit tiefgreifend verän­
dern werden.42 Weiterhin werden eine große Zahl von Menschen ihren Platz in 
dieser Gesellschaft im Schatten der Arbeitsgesellschaft suchen müssen. Damit

37 Vgl. Beck, Ulrich (1986).
3$ Vgl. Schulze, Gerhard (1992); mit Bezug auf die notwendigen Reformen in der Sozial- 

nolitik: Bäcker, Gerhard (1993).
3’ Zu den daraus erwachsenden Anforderungen an eine Neugestaltung der Arbeitswelt vgl. 

Matthies, Hildegard u.a. (1994).
40 Vgl. Gorz, André (1983), (1984) u. (1989).
4! Vgl. Huber, Joseph (1984) u. (1985). Die Aufmerksamkeit für dieses zunächst für sehr 

aussichtsreich gehaltenene Konzept einer Umgestaltung der Wachstumswirtschaft hat in 
den letzten Jahren stark abgenommen. Vgl. Mirbach, Thomas (1993), 92-100.

42 Vgl. Gretschmann, Klaus u.a. (1989).

Frauen konti-nuierliche Erwerbsarbeit nicht vorsieht, begründet im gegenwärtigen 
System ihre Be-nachteiligung bei ihren Ansprüchen auf Transfereinkommen. Vgl. Beer, 
Ursula (1987), 177-179.

3$ Offizielle Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit (fur Dezember 1994 abgefragt über 
DATEX-J) bzw. des Statistischen Jahrbuchs 1994.
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stellt sich aber die Frage der Abkoppelung des Einkommens und der Sozial­
leistungsansprüche von der Erwerbsarbeit.43
Bevor ich darauf eingehe, inwiefern ein Grundeinkommen diese Probleme einer 
Lösung näherbringen könnte, möchte ich jedoch zeigen, daß man auch von der 
Krise an der Input-Seite, also der Finanzierungsproblematik des Systems zu ei­
nem ähnlichen Ergebnis kommt. Deshalb

b) Die Input-Seite: Finanzierungsprobleme des Systems sozialer Sicherung
Die Kosten des Systems sozialer Sicherung sind ausgehend von einem bereits ho­
hen Niveau vor der "Wende" durch die Vereinigung und die wirtschaftliche Krise 
weiter gestiegen. Auch hier zeigt sich: Das Funktionieren des Systems ist an be­
stimmte Normalitätsannahmen gebunden, die heute nicht mehr gegeben sind. 
Durch die anhaltende Massenarbeitslosigkeit fallen die Beiträge, während gleich­
zeitig höhere Leistungen erbracht werden müssen. So öffnet sich eine Deckungs­
lücke, die Beitragszahler und öffentliche Kassen an die Grenzen ihrer Belastbar­
keit bringt: Allein die Sozialhilfe kostete 1993 48 Milliarden DM44. Das Sozial­
budget, d.h. die Summe aller Sozialleistungen der öffentlichen Hand, der Sozial­
versicherungsträger und der Arbeitgeber betrug 1993 über eine Billion DM 
(1.062.587.000 ), d.h. 34% des BSP. Diese Sozialleistungsquote hat sich damit 
gegenüber 1960 mehr als verdoppelt. Was für das System sozialer Sicherheit aus­
gegeben werden muß, entspricht der gesamten Bruttowertschöpfimg im produzie­
renden Gewerbe.
Das bedeutet zunächst: hohe Beiträge der Pflichtversicherten. Denn die Beiträge 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern decken zwei Drittel des gesamten Sozial­
budgets ab. Sie betragen derzeit: zur Rentenversicherung 18,6 %, zur Kranken­
versicherung durchschnittlich 12, zur Arbeitslosenversicherung 6,5, zur Pflege­
versicherung 1%, zusammen also 38,1% des Bruttoeinkommens - wobei diese 
Beiträge jeweils zur Hälfte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bezahlt werden. 
Zum Vergleich: 1950 lagen diese Sozialversicherungsbeiträge noch bei 20%. Sehr 
wenig spricht dafür, daß diese Abgabenlast in der nächsten Zeit gesenkt werden 
könnte. Wegen der demographischen Entwicklung werden auf die Finanzierung 
der Sozialversicherung große Probleme zukommen. Während heute im Durch­
schnitt etwa zwei Beitragspflichtige für die Versorgung eines Rentners aufkom­
men, wird das Verhältnis im Jahre 2030 bei 1:1 liegen. Wenn die Renten weiter­
hin an den Nettolöhnen orientiert bleiben sollen und keine anderen Finanzie­
rungsquellen erschlossen werden, müssen deshalb die Beiträge stark ansteigen. 
Nach jüngsten Berechnungen des Prognos-Instituts, das allerdings von einem ste-

43 Vgl. Mückenberger, Ulrich/Offe, Claus/Ostner, Ilona (1989); Mückenberger, Ulrich 
(1990); kritisch dazu: Wendl, Michael (1990).

44 Alle Zahlen aus dem Statistischen Jahrbuch 1994.
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tigen Wirtschaftswachstum ausgeht, werden die Sozialversicherungsbeiträge bis 
zum Jahr 2040 in der günstigeren Variante auf 46,4%, in der ungünstigeren Vari­
ante auf 50,7% ansteigen.4^ Ein brisantes Problem ist die Altersversorgung der 
Beamten, deren finanzielles Ausmaß ebenfalls stark anwachsen wird, wobei 
Bund, Länder und Gemeinden bislang offenbar versäumt haben, dafür Rücklagen 
zu bilden.
Weil alle öffentlichen Kassen unter einer hohen Schuldenlast leiden, ist die Fi­
nanzierung von Sozialleistungen zu einem gigantischen Verschiebebahnhof ge­
worden. Beispielsweise hat der Bund durch die Kürzung von Arbeitslosengeld 
und Arbeitslosenhilfe sich selbst von Kosten entlastet, sie aber in Form von Sozi­
alhilfe dann den Städten und Gemeinden aufgebürdet. Arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen besonders in den Neuen Bundesländern, die eigentlich aus Steuern 
finanziert werden müßten, werden den Beitragszahlem der Arbeitslosenversiche­
rung oder im Falle von Vorruhestandsregelungen der Rentenversicherung zuge- 
mutet. Die in der ehemaligen DDR vorgenommene Sockelung der Renten zur 
Vermeidung von Sozialhilfeansprüchen mußte von den Rentenversicherungsträ­
gem mit aufgebracht werden. Die pflichtversicherte Bevölkerung trägt deshalb 
einen erheblich größeren Teil der Einheitslasten als etwa Selbständige und Beam­
te. Über die Sozialversicherung wurden in den letzten Jahren Finanztransfers in 
die Neuen Bundesländer in Höhe von jährlich etwa 25 Milliarden DM abgewik- 
kelt. Würde dieses Geld nicht von den Beitragszahlem eingetrieben, könnten die 
Beiträge um etwa 2-3 Prozentpunkte niedriger liegen.46
Auch von den einigungsbedingten Transfers abgesehen, ist zu kritisieren, daß die 
Sozialversicherungen mit der Aufgabe belastet werden, nicht nur für eine inter­
temporale Verteilung - vom arbeitsfähigen Lebensabschnitt zum Alter oder zu 
krankheitsbedingten Ausfallzeiten hin - zu sorgen, sondern auch für eine inter­
personelle Verteilung von reicheren zu ärmeren Versicherten. Solche Vertei­
lungswirkungen treten v.a. in der Krankenversicherung auf: denn die Gesund­
heitskosten, die für einen Versicherten zu erbringen sind, hängen ja nicht wie 
beim Äquivalenzprinzip in der Renten- und Arbeitslosenversicherung von den 
einkommensabhängigen Beiträgen ab. Die damit gegebene Umverteilungswirkung 
wird sogar noch dadurch verstärkt, daß Ehepartner ohne eigenes Einkommen und 
Kinder kostenlos mitversichert sind. Auch in der Rentenversicherung gibt es ver­
sicherungsfremde Aufwendungen, beispielsweise die Anrechnung von Kinderer­
ziehungszeiten. Obwohl dieser "Familienlastenausgleich" politisch durchaus er­
wünscht ist, ist es doch problematisch, daß nur die Pflichtversicherten und nicht 
alle Bürgerinnen und Bürger dafür aufzukommen haben.

45 Pehl, Günter (1994).
46 Solidarität am Standort Deutschland (1994), 7.
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Schätzungen zufolge wurden 1992 insgesamt 175 Milliarden DM von den Sozial­
versicherungen für arbeitsmarktpolitische oder solche verteilungswirksame, ei­
gentlich versicherungsfremde Aufgaben verwendet. Daran beteiligt sich der Staat 
nur mit einem Zuschuß von etwa 75 Milliarden aus Steuermitteln.47 Würde man 
diese Fehlfinanzierung durch allgemeine Haushaltsmittel abdecken, könnten die 
Beiträge um 10 Prozentpunkte, also für Arbeitnehmer und Arbeitgeber jeweils um 
5 Prozentpunkte gesenkt werden. 48 Durch diese Art der Fehlfinanzierung findet 
also de facto eine Subventionierung des Staatshaushaltes durch die Sozialversi­
cherungen und ihre Beitragszahler statt. Insbesondere Beamte und Selbständige 
sowie beitragspflichtig Beschäftigte mit höheren Einkommen über der Bemes­
sungsgrenze würden stärker belastet werden müssen, wenn die entsprechenden 
Mittel durch Steuern aufgebracht würden. Diese Einkommen sind heute de facto 
weitgehend aus dem Solidarausgleich herausgenommen.4^

Louven, Julius (1994), 291.
48 Schmähl, Winfried (1994), 370-371.
4$ Vgl. hinsichtlich des Bereichs der gesetzlichen Rentenversicherung, aber auch grundle­

gend zur ordnungspolitischen Problematik: Ruland, Franz (1995).
50 Hemmer, Edmund (1993).

Durch die Finanzierung über lohnbezogene Beiträge ergibt sich aber nicht nur das 
erwähnte Gerechtigkeitsproblem, sondern auch ein Allokationsproblem, das von 
den Arbeitgebern vor allem in der Standortdebatte immer wieder eingebracht 
worden ist. Die hohen Lohnnebenkosten verteuern nämlich den Produktionsfaktor 
Arbeit, der dadurch in der Konkurrenz zum Produktionsfaktor Kapital Wettbe­
werbsnachteile hat. Dadurch ergeben sich negative Rückkopplungsschleifen: hohe 
Lohnnebenkosten führen zu rationalisierungsbedingten Freisetzungen von 
Arbeitskräften. Wegen der dadurch steigenden Arbeitslosigkeit müssen die Bei­
träge für die Erwerbstätigen angehoben werden, was den Anreiz verstärkt, weitere 
Arbeitsplätze abzubauen.
Die sogenannten "Lohnzusatzkosten" umfassen neben den Sozialversicherungs­
beiträgen auch bezahlte Feiertage, Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall, bezahl­
ten Urlaub und Urlaubsgeld, das 13. Monatsgehalt, die betriebliche Altersversor­
gung und Beiträge zur Vermögensbildung. Bezieht man diese Lohnzusatzkosten 
auf das Entgelt für geleistete Arbeit, also auf den Betrag, der sich durch Multipli­
kation der tatsächlich abgeleisteten Arbeitsstunden mit dem Bruttostundenlohn 
ergibt, so betrugen 1992 diese Lohnzusatzkosten im produzierenden Gewerbe 
84% des Entgelts für geleistete Arbeit. 50 So klingt das freilich nach einer umge­
drehten Mehrwerttheorie: Der Arbeiter erbringt eine Arbeitsleistung für 4000 
Mark im Monat, aber der Arbeitgeber muß ohne Gegenleistung noch 3320 Mark 
zuschießen. So ist das natürlich nicht richtig. Denn Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, 
bezahlter Urlaub, bezahlte Feiertage usw. sind Lohn für geleistete Arbeit, nur daß 
dieser Lohn nicht pro Stunde verrechnet und nicht pro Woche oder pro Monat 
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ausbezahlt wird. Auch die Arbeitgeberbeiträge sind Lohnkosten, selbst wenn de­
ren Höhe nicht allein von Tarifverhandlungen, sondern auch von den staatlich 
festgesetzten Beitragssätzen abhängt. Deshalb ist übrigens Nell-Breuning für eine 
Abschaffung der Arbeitgeberbeiträge eingetreten, weil dadurch eine größere 
Transparenz gewährleistet wird.51 Aber es ist klar: auch wenn die Nettolöhne in 
vielen Bereichen gar nicht so hoch sind - die Brutto-Arbeitskosten für die Unter­
nehmen sind in den letzten Jahren sehr stark angestiegen und sind jedenfalls nach 
Aussage der Arbeitgeber einer der wichtigsten Gründe für den Abbau von Ar­
beitsplätzen und Produktionsverlagerungen ins Ausland.
Es gibt allerdings auch eine unübersichtliche Diskussion darüber, ob niedrigere 
Lohnkosten wirklich die Wettbewerbssituation Deutschlands auf dem Weltmarkt 
nachhaltig verbessern würden. Niedrigere Lohnkosten können unter Umständen 
den Zwang zur Produktivitätssteigerung mildern - die hohe Produktivität ist aber 
einer der wichtigsten Standortvorteile Deutschlands. Auch ist richtig, daß die 
Kapitalintensität nicht nur von den relativen Faktorpreisen bestimmt wird, son­
dern z.B. auch durch die durch bestimmte Qualitätsanforderungen geschaffenen 
technologischen Erfordernisse. Zudem haben Wechselkursschwankungen für die 
exportorientierte deutsche Industrie eine höhere Auswirkung als die Lohnneben­
kosten. Andere Faktoren wie die Qualifikation der Arbeitskräfte, die Infrastruktur 
eines Landes und der institutionelle Rahmen sind zusammen genommen sicher­
lich bedeutsamer für die Standortwahl als das Lohnniveau. ^2 Niedrigere Löhne 
verringern die Inlandsnachfrage und können die Arbeitslosigkeit sogar noch ver­
schärfen. Andererseits dürfte im stark binnenmarktorientierten und weniger kapi­
talintensiven Dienstleistungssektor. der positive Arbeitsmarkteffekt niedrigerer 
Löhne größer sein, als der negative Effekt geringerer Nachfrage.
Trotz dieser Unklarheiten scheinen mir aber Modelle diskussionswürdig, die den 
Produktionsfaktor Arbeit entlasten, ohne deshalb die Nettolöhne zu senken. Maß­
nahmen, die die Arbeit billiger machen, ohne daß deshalb die Nachfrage sinkt, 
könnten tatsächlich einen positiven Effekt auf dem Arbeitsmarkt haben.
Auf Grund solcher Überlegungen kam man z.B. auf die Idee, die Arbeitgeberbei­
träge zur Sozialversicherung nicht an die Bruttolöhne zu binden, sondern an die 
Wertschöpfüng der Unternehmen. Durch eine solche "Maschinensteuer" würden 
arbeitsintensive Produktionsverfahren eher begünstigt, aber Rationalisierungen 
auf Kosten von Arbeitsplätzen bestraft. In einem Gutachten für das Bundesmini­
sterium für Arbeit und Sozialordnung unter Leitung von Wilhelm Krelle wurde 
jedoch ausgerechnet, daß die Umbasierung der Arbeitgeberbeiträge in der Ten­
denz die Realkapitalbildung erschwert und damit den technischen Fortschritt und 
das Wachstum der Arbeitsproduktivität verlangsamt, die Wachstumskräfte da­
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52 Adamy, Wilhelm (1993), 285-286.



durch schwächt. Auf der anderen Seite blieben in den Simulationsrechnungen die 
Beschäftigungswirkungen äußerst gering: sie überschritten niemals die Zahl von 
30.000 zusätzlichen Arbeitskräften pro Jahr.55 Das heißt aber: eine Verteuerung 
des Produktionsfaktors Kapital zugunsten des Produktionsfaktors Arbeit bietet 
keine Garantie für einen Rückgang des Rationalisierungstempos und damit der 
Arbeitslosigkeit.54 Allenfalls in gewissen, besonders arbeitsintensiven Branchen 
des Dienstleistungssektors dürfte sich ein positiver Effekt auf dem Arbeitsmarkt 
ergeben.

55 Elixmann, Dieter u.a. (1985), 336-340; ähnlich skeptisch Gretschmann, Klaus u.a.
11989), 75-147.

54 Ähnlich skeptisch: Bäcker, Gerhard (1986), 212.
55 Vgl. die detailliert ausgearbeitete Schematisierung bei Kress, Ulrike (1987), 342-343.
56 Nissen, Sylke (1990), 294.

Als Ergebnis dieses zweiten Abschnitts formuliere ich: Die Krise des Sozialstaats 
ist darauf zurückzufuhren, daß er an Voraussetzungen gebunden bleibt - Vollbe­
schäftigung und Normalerwerbsbiographie - die zunehmend weniger gegeben 
sind. Damit entsteht sowohl auf der Input- wie auf der Output-Seite die Notwen­
digkeit der Abkopplung des Systems sozialer Sicherheit von der Orientierung an 
den Einkünften aus abhängiger Beschäftigung. Sowohl die Finanzierung wie der 
Erwerb von Ansprüchen müssen sich in Zukunft an anderen Größen als den Brut­
tolöhnen orientieren.
Als ein möglicher Ansatz in die richtige Richtung erscheint mir das garantierte 
Grundeinkommens für alle. Denn es würde nicht auf der Basis von Beiträgen der 
abhängig Beschäftigten und der Unternehmen finanziert, sondern aus dem allge­
meinen Steueraufkommen, wodurch alle Bevölkerungsgruppen, ein einigermaßen 
gerechtes Steuersystem vorausgesetzt, in angemessenen Umfang daran beteiligt 
würden. Im Zuge einer ökologischen Steuerreform, durch die die Umweltkosten in 
die Faktorpreise internalisiert werden sollen, die aber insgesamt aufkommensneu­
tral gestaltet werden muß, könnten weitere Finanzierungsquellen erschlossen 
werden. Außerdem würde das Grundeinkommen auf der Output-Seite des Sozial­
systems die Probleme derer lösen, die mangels einer normalen Erwerbsbiographie 
durch das gegenwärtige Sozialversicherungsnetz hindurchfallen.

3. Modelle eines garantierten Grundeinkommens für alle - Vorteile und 
Nachteile
Wie eingangs schon erwähnt, gibt es sehr unterschiedliche Modelle dieses 
Grundeinkommens.55 Sylke Nissen unterscheidet sie (a) nach der "Strukturfrage" 
und (b) nach der "Niveaufrage", also je nachdem, ob sie die Lohnarbeitszentrie­
rung unter einer gewissen Flexibilisierung grundsätzlich beibehalten (al) oder 
aufheben (a2), bzw. ob sie im wesentlichen mit dem bisherigen Finanzierungsvo­
lumen auskommen (bl) oder das Niveau der Leistungen anheben wollen (b2).5^ 
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Die restriktive konservative Sozialpolitik bleibt am Normalarbeitsverhältnis ori­
entiert und ist bestrebt, das bisherige Finanzierungsvolumen beizubehalten oder 
sogar zurückzufahren (al-bl). Beim Modell der "bedarfsorientierten Grundsiche­
rung" bzw. der durchgängigen Sockelung aller Sozialleistungen, das vor allem in 
der SPD den Gewerkschaften und dem Paritätischen Wohlfahrtsverband Anhän­
ger hat", werden unter weitgehender Beibehaltung des bisherigen Systems die 
Leistungen der Rentenversicherung, der Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe au­
tomatisch angehoben, wenn sie unterhalb einer bestimmten Mindestsumme lie­
gen. Die Orientierung an der Lohnarbeit würde nicht wesentlich eingeschränkt, 
das Leistungsniveau aber im unteren Bereich beträchtlich angehoben (al-b2). Im 
Falle der Sozialhilfe wird meist ergänzend ein Abbau der Familiensubsidiarität, 
eine konsequente Pauschalierung der Geldleistungen und die Finanzierung aus 
Steuermitteln des Bundes gefordert. Eine solche Mindestsicherung würde sich 
dann nur bei denjenigen auswirken, die auch heute bereits Sozialleistungen be­
kommen. Es beruht auf der grundlegenden Annahme, daß die Arbeitsgesellschaft 
nicht am Ende sei, Vollbeschäftigung weiterhin zentrales sozialpolitisches Ziel 
bleiben müsse und deshalb eine Abkoppelung von Arbeit und Einkommen nicht 
angestrebt werden dürfe. Das Gegenmodell, das vor allem von liberaler Seite pro­
pagiert wird und eher einem marktwirtschaftlichen und sozialstaatskritischen 
Denken verbunden und auch Arbeitslosigkeit in einem gewissen Umfang in Kauf 
zu nehmen bereit ist, besteht in einer pauschal allen Bürgerinnen und Bürgern 
gezahlten "negativen Einkommenssteuer" als Ersatz für alle bisherigen Soziallei­
stungen (mit Ausnahme der Kranken-, Unfall- und Pflegeversicherung). Dabei 
würden nicht nur auf der einen Seite die Sozialleistungen unterhalb des Grundein­
kommensbetrags entsprechend angehoben, sondern auf der anderen Seite (nach 
einer Übergangszeit) auch keine Sozialleistungen mehr über diesen Betrag hinaus 
(v.a. Renten, Pensionen) bezahlt, so daß eine höhere Altersversorgung auf der 
Basis privater Vorsorge aufgebaut werden müßte. Je nach Höhe des angesetzten 
Grundeinkommens handelt es sich dabei also um Modelle des Typs a2-bl oder al- 
bl. Dazwischen sind Mischformen denkbar: negative Einkommenssteuer bei 
gleichzeitiger hoher Besteuerung von selbst erworbenen Ansprüchen auf Renten, 
Pensionen und Arbeitslosengeld; Eingrenzung der Auszahlung eines etwas höhe­
ren Grundeinkommens bei Erwachsenen auf die unter 65-Jährigen mit der Pflicht, 
aus diesem Grundeinkommen in eine eigene Rentenversicherung einzuzahlen, 
was der häufig geforderten deutlicheren Trennung von Versicherungs- und Ver-

57 Vgl. Bäcker, Gerhard (1986); SPD-Bundestagsfraktion/Arbeitskreis 'Sozialpolitik' 
(1987); Leibfried, Stephan (1990); Wolf, Jürgen (1991); Heyenn, Günther (1991); 
Hanesch, Walter/Klein, Thomas (1988); Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtver­
band (1993); Bäcker, Gerhard (1993); Bäcker, Gerhard (1994), 369-371; Bonner Aufruf 
für eine neue Sozialpolitik (1994); Hanesch, Walter u.a. (1994), 424-427; Arbeitsgruppe 
'Armut' der SPD-Bundestagsfraktion (o.J. [1994]).
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teilungsprinzip entspräche; eine alle Risiken umfassende Sozialversicherungs­
pflicht für jeden/r im Sinne einer "Staatsbürgerversicherung"58 ; wobei für gewis­
se Gruppen (Alleinerziehende ohne eigenes Einkommen) die Beiträge vom Staat 
übernommen werden müßten; Kombination von Mindestlohnregelungen mit 
Grundeinkommenszahlungen für Arbeitslose^; Auszahlung eines Grundein­
kommens, das bei gesunden Erwachsenen mit der Pflicht zur Übernahme ehren­
amtlicher Tätigkeiten oder gemeinnütziger Arbeiten^ etc. verbunden wird.
Zur Bewertung der Modelle ist natürlich die Höhe des veranschlagten Grundein­
kommens entscheidend. Die Angaben über eine mögliche Höhe schwanken in der 
Literatur zwischen DM 800,- und DM 1500,- pro Person. Für Kinder wird meist 
die Hälfte dieser Beträge angesetzt. Je geringer das Grundeinkommen ist, um so 
weniger leistet es einen effektiven Beitrag zur Armutsbekämpfüng, um so weniger 
kann es auch bestehende Sozialleistungen ersetzen. Wird andererseits ein hoher 
Wert zugrundegelegt, wird die Frage seiner Finanzierung nur schwer gelöst wer­
den können, um so problematischer erscheinen auch die ökonomischen Folgen 
eines möglichen starken Absinkens der Arbeits- und Leistungsbereitschaft.
Mit einer zugegebenermaßen sehr groben Überschlagsrechnung (siehe Anhang) 
kann zunächst gezeigt werden, daß ein Grundeinkommen in Höhe von mindestens 
DM 1000,- pro Monat nicht außerhalb der Finanzierungsmöglichkeiten liegen 
dürfte. Setzt man für die etwa 15 Millionen Kinder und Jugendlichen pauschal 
DM 500,- an, für die nicht erwerbstätigen Erwachsenen DM 1000,- und für die 
erwerbstätigen Erwachsenen, deren Nettoeinkommen entsprechend der Einkom­
mensstatistik unter diesem Betrag liegt, den Differenzbetrag zwischen ihrem 
durchschnittlichen Einkommen und DM 1000,-, so ergibt sich ein jährlicher Fi­
nanzierungsbedarf von etwas mehr als 463 Milliarden DM. Dies entspricht in et­
wa der Summe, die auch heute schon für Renten, Pensionen, Arbeitslosengeld und 
-hilfe, Kindergeld, Erziehungsgeld, Sozialhilfe, Ausbildungsförderung und 
Wohngeld aufgewandt wird. Ein deutlich höherer Bedarf ergibt sich, wenn die 
heute ausgezahlten, über DM 1000,- liegenden Leistungen nicht durch ein ein­
heitliches Grundeinkommen ersetzt werden sollen. Noch teurer wird natürlich die 
Einführung des Konzepts der Negativsteuer, bei der zwar die Einkommen von 
Anfang an mit 50% oder sogar höheren Sätzen besteuert werden^, das Grund­
einkommen jedoch auch bei denjenigen von der Steuerschuld abgezogen wird,

Vgl. Nullmeier, Frank/Rüb, Friedbert W. (1993).
5^ Vgl. Wehner, Burkhard (1992).
6® Vgl. Zoll, Rainer (1994). Mit guten Argumenten gegen eine Vemüpfung mit einer 

Arbeitspflicht: Wegner, Eckhard (1985), 93.
61 Das scheint sehr hoch; man muß aber bedenken, daß schon heute die Abgabenbelastung 

höherer Einkommen kurz unterhalb der Beitragsbemessungsgrenzen durch Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge 65 bis 70% erreichen kann, ohne daß von der sich so erge­
benden Steuerschuld eine negative Einkommenssteuer abgezogen würde. 

20



deren Einkommen über oder sogar erheblich über dem Grundeinkommen liegt, 
was eine Subventionierung auch mittlerer Einkommen zur Folge hat. 62
Ein Grundeinkommen von mindestens DM 1000,- läge im Normalfall über der 
Sozialhilfe.63 Im Vergleich zum bisherigen Sozialhilfesystem würde sich insbe­
sondere der Vorteil ergeben, daß eigenes Einkommen nicht abzüglich eines gerin­
gen Absetzbetrages (derzeit meist etwa DM 200,-) zu 100% einbehalten, sondern 
bei einer Versteuerung von (anfänglich) 50% eben nur zur Hälfte angerechnet 
würde t Außerdem entfiele die Heranziehung der Einkommen von Geschwi­
stern, Eltern oder erwachsenen Kindern bei der Feststellung der Bedürftigkeit. 
Das Grundeinkommen läge aber auch deutlich über dem Erziehungsgeld (DM 
600,-), und erheblich über dem Kindergeld^, so daß seine Familienlastenaus- 
gleichswirkungen beträchtlich wären. Es läge aber auch über der o.g. Armuts­
grenze von 806 DM, sogar noch knapp über der durchschnittlichen Rente der 
Rentenversicherung der Arbeiter von 971 DM (1992).66 Allerdings läge das 
Grundeinkommen unter der durchschnittlichen Rente der Rentenversicherung der 
Angestellten von DM 1368,- (1992) und unter dem durchschnittlichen Arbeitslo­
sengeld von DM 1564,- (1992).^ Dabei muß aber berücksichtigt werden, daß ein 
Rentnerpaar oder ein Arbeitslosenpaar, von denen ja oft nur einer oder eine eige­
ne Ansprüche hat, beide das Grundeinkommen bekämen. Die meisten Empfänge­
rinnen und Empfänger von Sozialleistungen und die meisten Rentnerinnen und 
Rentner würden sich also schon mit diesem recht niedrig angesetzten Grundein­
kommen von nur DM 1000,- besser stellen^, ganz besonders diejenigen Armen, 
die aus Scham bisher gar nicht zum Sozialamt gegangen sind oder sich im 
Dschungel der vielen, sehr unterschiedliche Sozialleistungen gewährenden Be­
hörden nicht zurechtfanden. Schlechter gestellt wären im Falle der negativen Ein­
kommenssteuer als Ersatz für bisherige Sozialleistungen vor allem die Bezieher

62 Sehr viel skeptischer hinsichtlich der Finanzierungsmöglichkeiten: Gretschmann, Klaus 
u.a. (1989), 172-205.

6^ 1993 betrug der Regelsatz für den Haushaltsvorstand monatlich DM 508,-; hinzu 
kommen die Mietaufwendungen und einmalige Beihilfen für besondere Anschaffungen.

64 Vgl. Spermann, Alexander (1994), 105-107.
65 Derzeit DM 70,- für das erste, 130,- für das zweite, 220,- für das dritte und 240,- für 

das vierte und jedes weitere Kind.
66 Die durchschnittliche Hinterbliebenenrente (meist Witwenrente) der Rentenversiche­

rung der Arbeiter betrug nur 814,- DM, die durchschnittliche Rente von Frauen als Er- 
eebnis eigener Ansprüche sogar nur 572,-.

6'Zahlen aus dem Statistischen Jahrbuch 1994. Die Zahlen für 1993 und 1994 sind na­
türlich höher. Ich habe jedoch auch für die grobe Überschlagsrechnung zur Finanzie- 
rungsproblematik die Zahlen von 1992 verwendet. Das Grundeinkommen müßte natür­
lich ähnlich wie die Renten dynamisiert, zumindest aber der Inflationsrate angeglichen 
werden.

68 Vgl. auch die Simulationsrechnungen bei Hüther, Michael (1990). 
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von Lohnersatzleistungen und Renten oder Pensionen, wenn diese über dem 
Grundeinkommen liegen, sowie Haushalte mit einem hohen Erwerbseinkommen. 
Beim Modell der negativen Einkommenssteuer und einem Steuersatz von 60% 
würde sich ein Einpersonenhaushalt ab etwa einem monatlichen Bruttoerwerb­
seinkommen von DM 4000, eine Familie mit zwei Erwachsenen und zwei Kin­
dern erst ab etwa DM 9000,- schlechter stellen als bisher.
Die Einschätzung der mit diesen Modellen verbundenen Vor- und Nachteile 
hängt natürlich sehr stark von bestimmten Annahmen über die weitere Entwick­
lung unserer Gesellschaft und Wirtschaft, insbesondere hinsichtlich der Nach­
frage nach und des Angebots an Arbeit, der Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft auf dem Weltmarkt, der Produktivitätsentwicklung, der Zuwanderung 
von Arbeitskräften usw. ab, so daß meine Ausführungen hier mit großer Unsi­
cherheit befrachtet sind.^^
a) Vorteile des Grundeinkommens
Klar ist, daß bei der genannten Höhe des Grundeinkommens gravierende mate­
rielle Armut in Deutschland weitgehend abgeschafft werden könnte. Dadurch wä­
ren natürlich Krankheit, psychische Nöte, Einsamkeit und andere Formen nicht­
materieller Armut nicht beseitigt, sie ließen sich aber sicher bei besserer materiel­
ler Grundausstattung leichter ertragen.
Das Grundeinkommen könnte als Anerkennung und materielle Sicherung unbe­
zahlter Arbeit in der Herstellung gesellschaftlich wichtiger "öffentlicher Güter" 
verstanden werden: Menschen, die ihre Zeit ehrenamtlichen Tätigkeiten, der 
Familienarbeit, der Pflege älterer und kranker Menschen, der Jugendarbeit, dem 
politischen Engagement etc. widmen, würden dadurch nicht im selben Maße ma­
terielle Nachteile erleiden, wie bisher. Mehr Menschen könnten sich für ein Stu­
dium, die Pflege ihrer kreativen Fähigkeiten oder ein Sabbatjahr entscheiden. 
Durch die bessere materielle Absicherung könnte die Bereitschaft zur Teilzeitar­
beit, vielleicht auch bei Männern, gefordert werden. Natürlich sind diese Effekte 
um so stärker, je höher das Grundeinkommen ist, weil es in diesen Fällen faktisch 
die Funktion einer Lohnersatzleistung annimmt.
Der Arbeitsmarkt würde deshalb einerseits dadurch entlastet, daß weniger Men­
schen gezwungen wären, zur Sicherung der Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse 
eine Arbeitsstelle zu suchen. Andererseits ist aber auch damit zu rechnen, daß 
Stellenangebote mit relativ geringem Einkommen (v.a. bei interessanteren Tätig­
keiten) attraktiv erschienen, so daß sogar noch Arbeitsplätze im Bereich niedri­
gerer Einkünfte geschaffen werden könnten, was einer Subventionierung dieses

69 Gute Überblicke zu den verschiedenen Argumenten geben: Wolf, Jürgen (1991); 
Wegner, Eckhard (1985); Kress, Ulrike (1987); Spermann, Alexander (1994); Bäcker, 
Gerhard (1994).
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Bereichs gleichkäme.7® Insgesamt ist zu erwarten, daß sich die Preise auf dem 
Arbeitsmarkt dann stärker nach Angebot und Nachfrage bilden könnten, weil ja 
die Existenzsicherung in jedem Fall gewährleistet wäre und die Arbeitnehmer 
nicht unbedingt auf eine Beschäftigung angewiesen wären.7! Wahrscheinlich 
würden sich die Menschen gegenüber dem Druck und den Zwängen der Arbeits­
welt unabhängiger fühlen. Eine Flexibilisierung der Arbeitszeiten wäre sozialver­
träglich möglich. Extrem unangenehme Arbeiten würden wohl nur noch dann 
übernommen, wenn sie besser entlohnt würden als bisher.
Insgesamt scheint also das Modell des Grundeinkommens dem Abschied vom 
Paradigma der Normalerwerbsbiographie und den allgemeinen Individualisie­
rungstendenzen sehr gut zu entsprechen. Jugendliche könnten besonders während 
der Ausbildungsphase ihr Leben in größerer Unabhängigkeit von ihrer familiären 
Herkunft gestalten. Frauen wären unabhängiger von den Einkünften ihrer Män­
ner, insbesondere wären sie bei einer Scheidung besser abgesichert.
Besonders im Zusammenhang der Altemativbewegung der 80er Jahre waren mit 
der Einführung eines Grundeinkommens auch utopische Erwartungen verbunden, 
beispielsweise eine egalitärere Verteilung der Einkommen, die Förderung 
"alternativer Betriebe" (z.B. in der Öko-Landwirtschaft) und die Freisetzung von 
Menschen für die notwendigen zivilgesellschaftlichen Kommunikations- und 
Lernprozesse (Basis-Demokratisierung).72 Auch bei Herwig Büchele und Liese­
lotte Wohlgenannt steht die Forderung nach einem Grundeinkommen im Zusam­
menhang der Kritik der Wachstumsökonomie und dem notwendigen "öko-sozia­
len Umbau" der Industriegesellschaft.7-!

71 Die Ministerin Irmgard Adam-Schwaetzer (FDP) ging davon aus, daß dadurch bis zu 
drei Millionen zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden körnten: Frankfurter Rund­
schau, 17.2.1994.

72 Vgl. Huber, Joseph (1980), (1984) u. (1985).
7^ Büchele, Herwig/Wohlgenannt, Lieselotte (1990).

b) Nachteile des Grundeinkommens
Die Kritiker eines Grundeinkommens haben jedoch auch auf eine Reihe ernstzu­
nehmender Probleme aufmerksam gemacht - wobei es hinsichtlich ihrer Bewer­
tung natürlich auf den Vergleichspunkt ankommt. Denn manche der oft genann­
ten Nachteile treten auch schon beim bisherigen Sozialsystem auf.
Durch die Einführung eines allgemeinen Grundeinkommens könnte es entgegen 
der dahinterstehenden Intention zu einer Verschärfung der Spaltung zwischen 
Arbeitsplatzbesitzem und Arbeitslosen kommen. Arbeitslosigkeit würde dann

7® Vgl. Scharpf, Fritz W. (1993). Wenn es wegen des Grundeinkommens den Arbeitge­
bern jedoch gelingen sollte, die Löhne auf breiter Front zu drücken, würde natürlich da­
durch auch die Finanzierungsbasis in Frage gestellt. Wegen dieser Gefahr plädieren man­
che Autoren für eine zielgerichtetere Subventionierung zukunftsträchtiger Arbeitsplätze 
anstelle einer allgemeinen Zahlung von Grundeinkommen: Bäcker, Gerhard (1994), 371. 
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nämlich vielleicht eher hingenommen und durch das System des allgemeinen 
Grundeinkommens legitimiert, obwohl die Sinnleere, die aus der Erfahrung des 
Nicht-Gebraucht-Werdens entsteht, durch Geldzahlungen nicht überwunden wer­
den kann. Sicherlich würden die Arbeitgeber vom moralischen und politischen 
Druck der Schaffung von Arbeitsplätzen entlastet; es drohte eine Ausweitung von 
sozialrechtlich und tariflich weniger gut abgesicherten Arbeitsplätzen.74 Aber 
auch bei einem hohen Grundeinkommen wäre eine Gesellschaft ungerecht, in der 
Arbeit zum Privileg einiger weniger würde. Viele Kritikerinnen75, aber auch eine 
Reihe von Kritikern7^ befurchten analog eine Legitimierung und eventuell Ver­
schärfung der geschlechtshierarchischen Arbeitsteilung, und zwar sowohl in der 
Beteiligung von Frauen an der Erwerbsarbeit wie in der Organisation der Haus­
halts- und Familienarbeit. Damit würde die ohnehin schon virulente Tendenz ei­
ner "Hausfrauisierung der Arbeit"77 weiter gestärkt. Allerdings sind schon im 
bisherigen Sozialsystem Frauen benachteiligt, da sich die Ungleichheiten der Ein­
kommen und der Beschäftigungszeiten auf die Höhe der erworbenen Soziallei­
stungsansprüche auswirken und die bestehenden materiellen Abhängigkeiten den 
Zugriff der Männer auf unbezahlte Frauenarbeit garantieren.78 Der Effekt der 
Einführung eines Grundeinkommens, das ja diese Disparitäten und Zwänge ab­
bauen würde, hängt wesentlich von der Veränderung des gesellschaftlichen Kon­
textes ab: Natürlich müßten gleichzeitig die Präferenzen von Frauen bzw. Män­
nern für Erwerbsarbeit bzw. Familienarbeit angeglichen, die Bereitschaft von 
Männern zur Beteiligung an der Familienarbeit zu Hause erhöht, die Chancen von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere hinsichtlich der Teilzeitarbeit oder 
des Wiedereinstiegs nach einer Phase der Familienarbeit verbessert und die Ver­
fügbarkeit von Kinderbetreuungseinrichtungen ausgebaut werden.

74-Vgl. Welzmüller, Rudolf (1985), 366.
75 Vgl. z. B. Beer, Ursula (1987), 185-192; Schreyer, Michaele (1987).
76 Vgl. Bäcker, Gerhard (1993), 837-839.
77 Vgl. Werlhof, Claudia von/Mies, Maria/Bennholdt-Thomsen, Veronika (1988).
78 Vgl. Pfaff, Anita B. (1992).

Ökonomisch würden negative Rückkoppelungen dann erzeugt, wenn das Angebot 
an Arbeitskräften und die Leistungsbereitschaft in der Arbeit selbst (v.a. bei nied­
rig bezahlten Tätigkeiten ohne intrinsische Motivation) zurückginge. Weniger 
Produktivität würde zu weniger Wachstum und einem geringeren Verteilungsvo­
lumen führen. Ein Absinken der Arbeitsmotivation wäre jedoch realistischerweise 
vor allem bei der mittleren Gruppe zu erwarten, deren jetziges Einkommen knapp 
über dem Grundeinkommen liegt, weil für sie auf Grund des höheren Grenzsteu­
ersatzes der Tausch von Arbeitszeit gegen Freizeit interessant würde. Für bishe­
rige Sozialhilfeempfänger verbesserte sich die Anreizstruktur sogar - und für die 
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Bezieher höherer Einkommen dürfte zumindest die längerfristige Beschränkung 
auf das vergleichsweise niedrige Grundeinkommen nicht attraktiv erscheinen.^ 
Während selbst erworbene Sozialversicherungsansprüche (v.a. Renten) einen ei­
gentumsanalogen Charakter haben, also von politischen Instanzen nicht einfach 
zurückgefahren werden können, hinge die Höhe des Grundeinkommens (wie auch 
heute der Sozialhilfe, des Erziehungsgeldes, des Kindergeldes) weitgehend von 
politischen Entscheidungen ab: Es bestünde die Gefahr, daß in einer Zwei-Drittel- 
Gesellschaft die Mehrheit, die auf das Grundeinkommen nicht angewiesen ist, 
dieses so niedrig zu halten versuchte wie möglich. Andererseits könnten politische 
Parteien der Versuchung erliegen, über die Erhöhung des Grundeinkommens 
ökonomisch gefährliche Wahlgeschenke zu machen.
Massive Probleme würde es beim Übergang vom bisherigen zum neuen System 
geben, weil erworbene Leistungsansprüche nicht so ohne weiteres gekappt werden 
könnten. Dies legt eine schrittweise Einführung nahe, die durch eine allgemeine 
Sockelung von Renten, Arbeitslosengeld bzw. -hilfe und Sozialhilfe auf relativ 
niedrigem Niveau und die Zahlung eines einheitlichen Kindergeldes bei gleich­
zeitiger Abschaffung des nur höhere Einkommensbezieher begünstigenden Kin­
derfreibetrages eingeleitet werden könnte.
Auf Grund der ökonomischen und politischen Verflechtungen Deutschlands vor 
allem in Europa scheinen auch im sozialpolitischen Bereich "nationale Allein­
gänge" als problematisch. Im Kontext der Internationalisierung, vor allem der Eu­
ropäisierung des Arbeitsmarktes, könnte die Zahlung eines Grundeinkommens für 
alle den Migrationsdruck verstärken. Allerdings zeigt ein Blick auf unsere Nach­
barländer, daß dort teilweise schon weiterreichende Formen einer sozialen Min­
destsicherung eingeführt worden sind oder wenigstens diskutiert werden.8® Zu­
mindest auf EG-Ebene dürfte es jedoch sinnvoll und notwendig sein, auch hin­
sichtlich des Steuersystems und der Sozialleistungen Harmonisierungen anzustre­
ben, um Verzerrungen zu vermeiden.

8® Vgl. Heine, Wolfgang (1993); Schulte, Bernd (1990); Büchele, Herwig/ Wohlgenannt, 
Lieselotte (1990), 54-109. Es gibt sogar eine europäische Organisation zur Durchsetzung 
des garantierten Mindesteinkommens, das "Basic Income European Network - B.I.E.N.": 
Dahms, Harry F. (1992), 152.

81 Vgl. Offe, Claus (1990), 185.

In jedem Fall wäre die Einführung eines allgemeinen Grundeinkommens mora­
lisch höchst anspruchsvoll. Es setzt die Bereitschaft zur Solidarität zwischen allen 
Mitgliedern der Gesellschaft voraus. Das Versicherungsprinzip ist demgegenüber 
unproblematisch8^; denn nicht Solidarität motiviert zur Teilnahme am Versiche-

79 Vgl. dies ausführliche Abschätzung der Auswirkungen auf die Arbeitsmotivation bei 
Spermann, Alexander (1994), 109-110. Beim Seattle-Denver-Experiment in USA ging 
die Erwerbstätigkeit bei Ehemännern um 2,4%, bei Ehefrauen um 6,3%, bei weiblichen 
Haushaltsvorständen sogar um 7,1% zurück: Wegner, Eckhard (1985), 107. 
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rungssystem, sondern der je individuelle Kauf des Gutes persönlicher sozialer Si­
cherheit, das vom Staat nur noch "mentorisiert" wird.8^ Außerdem - so ein weite­
res Argument - würden durch das Grundeinkommen die Beträge, die der je eige­
nen Versicherung gegen Risiken dienen, und der Anteil, der zur interpersonellen 
Umverteilung verwendet wird, so vermischt, daß die auf Grund der hohen Steuer­
last entstehenden Ressentiments vielleicht das ganze System in Frage stellen, weil 
die gesamte Steuerhöhe mit dem Stigma der Umverteilung belastet wird.83 
Trotz dieser Bedenken scheinen mir die Argumente für ein Grundeinkommen so 
gewichtig, daß - vorsichtig formuliert - zumindest seine möglichen Wirkungen 
von Expertenkommissionen sorgfältig erforscht und dieses Modell in einem mög­
lichst breiten gesellschaftlichen Diskussionsprozeß überdacht werden sollte. Das 
Grundeinkommen sichert ein menschenwürdiges Minimum an materieller Aus­
stattung für alle. Es sichert dieses Minimum auf menschenwürdige Weise, weil es 
die Empfänger nicht zu Bittstellern degradiert. Seine Finanzierung verteilt die 
Lasten ausgeglichener auf alle Mitglieder der Gesellschaft, als die bisherige Bin­
dung der Beiträge an die Bruttolöhne. Es vereinfacht die heute überaus kompli­
zierte Sozialstaatsbürokratie. Es erfordert freilich eine höhere Bereitschaft zur 
Solidarität und ist deshalb moralisch anspruchsvoller. In jedem Fall sensibilisiert 
die Diskussion um das Grundeinkommen für die Armutsprobleme unseres eigent­
lich sehr reichen Landes und die Notwendigkeit einer tiefgreifenden Reform des 
Sozialstaatssystems.

8^ Bei ''meritorischen Gütern" handelt es sich nicht um "öffentliche Güter" (Beispiel: gute
Luft), von deren Nutzung niemand ausgeschlossen werden kann, selbst wenn er nichts zu
ihrer Bereitstellung oder Erhaltung beiträgt, sondern um Güter, deren Angebot von einem
Gemeinwesen durch gesetzliche Regelungen verbessert wird (Beispiel: Altersversor­
gung), weil es befürchtet, daß eine mangelnde Bereitstellung dieses Gutes sonst gesamt­
gesellschaftlich negative Folgen hätte. Vor Einführung der Rentenversicherung war die
Altersversorgung ein "privates Gut" und individueller Vorsorge (Kapitalbildung, Kinder­
aufzucht) überlassen - dementsprechend stand sie auch nur denen zur Verfügung, die tat­
sächlich freiwillig vorgesorgt hatten bzw. überhaupt Vorsorge treffen konnten. Vgl. Moli­
tor, Bruno (1987), 6-9.

83 Vgl. Welzmüller, Rudolf (1985), 366.
84 Vgl. Gorz, André (1983), (1984) u. (1989).
85 Koch, Claus (1993).

Wir stehen heute vor einer neuen Herausforderung: nicht mehr am Übergang von 
einer Feudalgesellschaft zu einer kapitalistischen Arbeitsgesellschaft mit der 
Notwendigkeit der Absicherung der durch die Trennung der Menschen von ihren 
Produktionsmitteln entstehenden Risiken, sondern am Übergang von einer Ar­
beitsgesellschaft zu einer - wie Andre Gorz meint - Gesellschaft autonomer 
"Tätigkeiten" jenseits der "Arbeitsutopie"84 mit der Notwendigkeit der Bewälti­
gung derjenigen Risiken, die durch die Abkoppelung der Menschen und ihrer Le­
benschancen vom Erwerbseinkommen am Arbeitsmarkt83 entstehen.

26



Die Herausforderung für die katholische Soziallehre liegt darin, daß die Würde 
des Menschen nicht zu eng weder an das Recht auf Eigentum (Rerum Novarum), 
noch an die Arbeit (Laborem Exercens) gebunden werden darf. Es geht letztlich 
nicht um Eigentum oder Arbeit oder den Gegensatz von beiden, sondern um 
wechselseitige solidarische Anerkennung in einer Gesellschaft, in der alle ein 
Grundrecht auf Leben haben, aber auch die Pflicht, zum Leben aller nach ihren 
Kräften beizutragen. Diese Anerkennung kann aber auch anders vermittelt 
werden als über Besitz und Erwerbsarbeit. Um es in der Terminologie von Erich 
Fromm zu formulieren: Das individuelle Streben nach Mehr-Haben und Mehr- 
Arbeiten sollte durch das gesamtgesellschaftliche Streben nach einem Sozial- 
staatssyStem abgelöst werden, das Mehr-Sein möglich macht. Karl Marx hat zu­
treffend erkannt, daß die Subjektivität des Menschen durch den Fetischismus der 
Ware im Kapitalismus verletzt wird: Die gesellschaftlichen Beziehungen erschei­
nen deshalb - in Marx' eigenen Worten - "nicht als unmittelbar gesellschaftliche 
Verhältnisse der Personen in ihren Arbeiten selbst, sondern vielmehr als sachliche 
Verhältnisse der Personen und gesellschaftliche Verhältnisse der Sachen. Wie 
bei der Verehrung von Götzen erscheinen hier menschliche Produkte (die Waren) 
als die eigentlichen Subjekte, während die Menschen in ihren gesellschaftlichen 
Beziehungen verdinglicht werden. Sie können deshalb die Gesellschaft nur noch 
als naturwüchsig, nicht als eigene Schöpfung verstehen. Die gesellschaftlichen 
Veränderungsprozesse vollziehen sich gewissermaßen hinter ihrem Rücken. 
Wenn diese Verdinglichungsprozesse schon nicht, wie Marx dachte, durch die 
Abschaffung des Eigentums an Produktionsmitteln überwunden werden (weil 
dann ein bürokratisches System zum Fetisch wird), kann dann vielleicht die Ab­
kopplung von Arbeit und Einkommen einen Beitrag zu einer Demokratisierung 
leisten, die nicht "in der Umwälzung des Wirtschaftssystems, sondern in dessen 
Einbettung in eine Gesellschaft bestehen"87 würde, deren normative Identität zu­
nehmend durch die kommunikative "Subjektivität" ihrer Mitglieder bestimmt wä­
re? Denn dann können über und neben einem Markt als fünktionierendem Koor­
dinationsmechanismus diejenigen Ressourcen freigesetzt werden, durch die die 
Menschen in ihren lebensweltlichen Beziehungen und einer zivilgesellschaftli­
chen Öffentlichkeit die direkte Kommunikation pflegen können, die sie vielleicht 
in ferner Zukunft tatsächlich zu Subjekten ihrer Geschichte macht.

86 Marx, Karl (1984 [1890]), 87.
87 Dahms, Harry F. (1992), 162.
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Anhang:
Grobe Berechnung des finanziellen Bedarfs für die Einführung eines Grund­
einkommens in Höhe von DM 1000,- monatlich
(Zahlen vom Mai 1992, Gesamtdeutschland, Quelle: Statistisches Jahrbuch 1994)

Personengruppe Anzahl monatlicher
Betrag (DM)

insgesamt

Kinder < 18 J. 
Erwachsene

15.453.000 * 500 = 7.726.500.000
65.521.600

davon: nicht erwerbstätig: 28.581.600 * 1000 = 28.581.600.000

Erwerbstätige früheres Bundesgebiet 
mit einem Nettoeinkommen von ... bis: durchschnittl.

Zuzahlung (DM)

0-600
600-1000

1.955.837* 700
2.176.213* 200

= 1.369.085.900
= 435.242.600

Erwerbstätige neue Länder
mit einem Nettoeinkommen von ... bis: durchschnittl.

Zuzahlung (DM)

0-600
600-1000

Summe: monatlicher Bedarf
Gesamtsumme: jährlicher Bedarf (*12)

484.428 * 700
802.956 * 200

= 339.099.600
= 160.591.200

38.612.119.300
463.345.431.600

Zum Vergleich: Sozialleistungen (1992), die dann weitgehend entfallen könnten:
(Einkommensleistungen)

Renten der Arbeiter 
Renten der Angestellten 
Knappschaftsrenten 
Beamtenpensionen 
Arbeitsförderung 
Kindergeld 
Erziehungsgeld 
Sozialhilfe (insgesamt) 
Ausbildungsförderung 
Wohngeld
Summe:

132.670.000.000
108.806.000.000

19.774.000.000
47.472.000.000
65.762.000.000
21.359.000.000

7.222.000.000
44.986.000.000

2.365.000.000
6.844.000.000

457.260.000.000
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